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Beschlußempfehlung und Bericht 
des Ausschusses für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
(20. Ausschuß) 

1. zu dem Antrag der Abgeordneten Dr. Winfried Pinger, Jochen Feilcke 
und der Fraktion der CDU/CSU sowie der Abgeordneten 
Dr. Irmgard Schwaetzer, Roland Kohn und der Fraktion der F.D.P. 
- Drucksache 13/4670 - 

Verschuldung der Entwicklungsländer 

2. zu dem Antrag der Abgeordneten Dr. Ingomar Hauchler, Brigi tte Adler, 
Ingrid Becker-Inglau, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der SPD 
- Drucksache 13/2458 - 

Für eine neue Initiative zur Entschuldung der Entwicklungsländer 

A. Problem 

Seit dem Ausbruch der Mexikokrise im Jahre 1982 ist trotz zahl-
reicher Initiativen auf multilateraler und bilateraler Ebene die 
Auslandsverschuldung der Entwicklungsländer angewachsen. In 
besonders hochverschuldeten Entwicklungsländern bildet die 
Verschuldung ein fortbestehendes erhebliches Hindernis für eine 
nachhaltige Entwicklung. In einer Reihe dieser Länder ist eine 
Reduzierung der Schuldenlast auf ein tragbares Niveau im Rah-
men der bestehenden Programme zum Schuldenabbau bzw. zur 
Umschuldung nicht in ausreichendem Maße möglich. Internatio-
naler Währungsfonds (IWF) und Weltbank haben einen Vorschlag 
für eine zusätzliche Initiative zur Unterstützung besonders hoch-
verschuldeter armer Länder vorgelegt. 

Beide Anträge sprechen sich dafür aus, daß die Bundesregierung 
ihre Anstrengungen für eine Lösung der Verschuldungskrise in-
tensiviert. 
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Inzwischen ist das Schuldenerleichterungskonzept (sog. HIPC

-

Initiative) auf der Jahrestagung der Weltbank verabschiedet wor-
den. Damit ist ein wesentlicher Schritt getan. Das Problem besteht 

jedoch grundsätzlich fo rt . 

B. Lösung 

Annahme des Antrags der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. 
und Ablehnung des Antrags der Fraktion der SPD. 

Mehrheitsentscheidung im Ausschuß 

C. Alternativen 

Annahme des Antrags der Fraktion der SPD. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. dem Antrag - Drucksache 13/4670 - mit der Maßgabe zuzustim-
men, daß 

a) im Abschnitt II folgende Nummern 10 und 11 angefügt wer-
den: 

10. sich an der Diskussion und Prüfung des von Weltbank 
und IWF gemeinsam vorgelegten Vorschlages für eine 
zusätzliche Initiative zur Unterstützung besonders hoch-

verschuldeter ärmerer Länder konstruktiv beteiligt hat. 
Der Deutsche Bundestag begrüßt die Initiative von Welt-
bank und IWF als wichtige Ergänzung zu den Bemühun-
gen im Pariser Club. Ohne eine multilaterale Entschul-
dungsstrategie wird es keine Lösung für die SILIC ge-
ben. Der Deutsche Bundestag bewe rtet die einzelnen 
Komponenten des vorgeschlagenen Konzeptes als be-
denkenswerte Anregungen zur Lösung der Schulden-
probleme armer hochverschuldeter Entwicklungsländer, 
weil sie folgende Anforderungen, denen eine zusätzliche 
Initiative entsprechen muß, erfüllen: 

- die Grundsätze der von der Bundesregierung mitge-
tragenen internationalen Schuldenstrategie, 

- den einzelfallbezogenen Prüfungsansatz, 

- die Entwicklung von allgemein handhabbaren Krite-
rien für eine Initiative, welche die Schuldnerländer 
nicht aus ihrer Verantwortung entläßt, 

- die Gewährung von Schuldenerleichterungen nur im 
Zusammenhang mit konsequenten Reformbemühun-
gen sowie 

- den Schutz des bevorzugten Gläubigerstatus und der 
finanziellen Integrität der internationalen Finanzinsti-
tutionen; 

11. im Pariser Club darauf hingewirkt hat, daß für extrem 
hochverschuldete Länder auch ein über das bisherige Er-
laßelement von 67 % der Neapel-Konditionen hinaus-
gehender Erlaß bis 80 % möglich ist; 

b) im Abschnitt IV die Nummern 1 und 2 entfallen und in Num-
mer 3 nach „FZ als auch bei" eingefügt wird „Hermes ver-
bürgten". 
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2. Den Antrag - Drucksache 13/2458 - abzulehnen. 

Bonn, den 4. Dezember 1996 

Der Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 

Dr. Manfred Lischewski 

Vorsitzender 

Jochen Feilcke 

Berichterstatter 

Wolfgang Schmitt (Langenfeld) 

Berichterstatter 

Adelheid Tröscher 

Berichterstatterin 

Roland Kohn 

Berichterstatter 
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Bericht der Abgeordneten Jochen Feilcke, Adelheid Tröscher, 
Wolfgang Schmitt  (Langenfeld) und Roland Kohn 

I. Beratungsverfahren - allgemein 

Der Deutsche Bundestag hat den Antrag der Frak-
tion der SPD - Drucksache 13/2458 - in seiner 89. Sit-
zung am 29. Februar 1996 und den Antrag der Frak-
tionen der CDU/CSU und F.D.P. - Drucksache 
13/4670 - in seiner 107. Sitzung am 23. Mai 1996 zur 
federführenden Beratung an den Ausschuß für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung und 
zur Mitberatung an den Finanzausschuß und an den 
Haushaltsausschuß überwiesen. 

II. Beratungsverfahren - mitberatende Ausschüsse 

Der Finanzausschuß hat über den Antrag der Frak-
tion der SPD in seiner Sitzung am 17. Ap ril 1996 
beraten und dem federführenden Ausschuß mit den 
Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die Stim-
men der Fraktion der SPD und der Gruppe der 
PDS und bei Stimmenthaltung der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN empfohlen, den Antrag abzu-
lehnen. Über den Antrag der Fraktionen der CDU/ 
CSU und F.D.P. hat der Finanzausschuß in seiner Sit-
zung am 19. Juni 1996 beraten und dem federführen-
den Ausschuß mit den Stimmen der Koalitions-
fraktionen gegen die Stimmen der Fraktionen SPD 
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Gruppe 
der PDS empfohlen, den Antrag anzunehmen. 

Der Haushaltsausschuß hat in seiner Sitzung am 
26. September 1996 über beide Anträge beraten. Er 
hat dem federführenden Ausschuß mit den Stimmen 
der Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen der 
Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und der Gruppe PDS empfohlen, dem Antrag der 
Koalitionsfraktionen mit der Maßgabe zuzustimmen, 
daß in Abschnitt IV Nr. 3 die Wörter „sowohl im Be-
reich der FZ als auch bei Handelsschulden" gestri-
chen werden. Weiter hat er dem federführenden 
Ausschuß mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen 
gegen die Stimmen der Fraktion der SPD und der 
Gruppe der PDS bei Enthaltung der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN empfohlen, den Antrag der 
Fraktion der SPD abzulehnen. 

III. Beratungsverfahren - federführender Ausschuß 

Der Ausschuß für wi rtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung hat über die Anträge in seiner Sit-
zung am 4. Dezember 1996 beraten. 

Die Fraktion der CDU/CSU führte dabei aus, daß in-
zwischen beide Anträge von der Entwicklung zum 
Teil eingeholt seien. Die Forderungen im Antrag der 
Fraktion der SPD erschienen als noch etwas unbe-
stimmter, weil dieser Antrag etwa ein halbes Jahr 
vor dem der Koalitionsfraktionen eingebracht wor-
den sei. Zum Zeitpunkt der Einbringung des Antrags 

der Koalitionsfraktionen sei das, was als Schulden-
reduzierungsfonds der Weltbank diskutiert worden 
sei, schon etwas konkreter in der Diskussion gewe-
sen. Im Prinzip forde rten beide Anträge das gleiche, 
nämlich eine aktive Rolle der Bundesregierung bei 
der Diskussion über diesen Schuldenreduzierungs-
fonds. Inzwischen sei durch die Beschlüsse der 
Weltbanktagung in diesem Herbst eingetreten, was 
man gewünscht habe. Die Initiative von Präsident 
Wolfensohn für die hochverschuldeten armen Ent-
wicklungsländer (HIPC) habe bei den Bretton-
Woods-Institutionen große Zustimmung gefunden. 
Insofern sei einem wesentlichen Petitum beider An-
träge entsprochen. Die Bundesregierung habe sich 
in dem gewünschten Sinne an den Diskussionen be-
teiligt. Dies gelte auch bezüglich des Schuldenerlaß-
elements des Pariser Clubs. Die Bereitschaft, bis zu 
80 % der Schulden zu erlassen, sei inzwischen auch 
von den Institutionen der Mitgliedsländer des Pariser 
Clubs übernommen worden. Es seien auch schon 
Länder identifiziert worden, die für einen solchen 
Schuldenerlaß in Frage kämen. 

Die Fraktion der CDU/CSU beantragte, in Ab-
schnitt IV Nr. 3 Satz 1 der Drucksache 13/4670 nach 
den Wörtern „FZ als auch bei" die Wörter „Hermes 
verbürgten" einzufügen und dem Antrag im übrigen 
zuzustimmen. Durch die Änderung solle der Emp-
fehlung des mitberatenden Haushaltsausschusses, 
wenn auch nicht in vollem Umfang, so doch teilweise 
entsprochen werden. 

Die Fraktion der CDU/CSU beantragte weiter, den 
Antrag der Fraktion der SPD in der Drucksache 
13/2458 abzulehnen. Zwar sei man hinsichtlich der 
Inhalte der Anträge sehr eng beieinander. Der An-
trag der Koalitionsfraktionen sei jedoch etwas aktu-
eller. Der Antrag der Fraktion der SPD enthalte auch 
einige Punkte, denen die Fraktion der CDU/CSU 
nicht zustimmen könne. 

Die Fraktion der SPD teilte die Auffassung, daß die 
vorliegenden Anträge inzwischen von der Wirklich-
keit ein wenig eingeholt seien. Die Forderungen der 
Fraktion der SPD seien in der Drucksache 13/2458 
auf den Seiten 3 und 4 exakt zusammengefaßt. Für 
die Fraktion der SPD sei die Forderung unabdingbar, 
daß bei den armen hochverschuldeten Ländern eine 
Neuverschuldung in Zukunft dadurch verhindert 
werden solle, daß die Entwicklungsfinanzierung nur 
noch in Form von Zuschüssen, allenfalls in Form von 
langfristig niedrig verzinslichen Krediten, gewährlei-
stet werde. Diese Forderung komme in dem Antrag 
der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. nicht genü-
gend deutlich zum Ausdruck. Der IWF solle auch 
aufgefordert werden, einen Vorschlag für eine inter-
nationale Insolvenzordnung auszuarbeiten. In dem 
Antrag der Fraktion der SPD werde auch gefordert, 
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daß die Tilgungs- und Zinsleistungen der Entwick-
lungsländer an die Bundesregierung für Kredite, die 
früher im Rahmen der entwicklungspolitischen Zu-
sammenarbeit gewährt worden seien, in Zukunft 
einem Sondervermögen des Bundes zugeführt wer-
den, aus denen zusätzliche entwicklungspolitische 
Vorhaben finanziert werden sollten. Darüber hinaus 
vertrat die Fraktion der SPD die Auffassung, daß 
9 Mrd. DM Schuldenerlaß insgesamt zu wenig seien, 
obwohl Deutschland damit zur Spitze der Länder ge-
höre, die einen Schuldenerlaß gewährt hätten. Die 
Fraktion der SPD beantragte, dem Antrag in der 
Drucksache 13/2458 zuzustimmen. Bei der Abstim-
mung über den Antrag der Koalitionsfraktionen wer-
de sie sich in der Hoffnung, dadurch für die Zukunft 
zu noch mehr Einvernehmen beizutragen, der Stim-
me enthalten. Das Problem bleibe bestehen. 

Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN brachte 
zum Ausdruck, daß bei einer Gesamtverschuldung 
der Entwicklungsländer in Höhe von 2 Billionen US-$ 
von einem Ende der Schuldenkrise nicht die Rede 
sein könne. Zwar sei bei der Herbsttagung von IWF 
und Weltbank eine Initiative im Bereich der multila-
teralen Schulden beschlossen worden. Obwohl ein-
zelne Länder von dieser Initiative profitierten, habe 
sie jedoch insgesamt keinen Durchbruch erbracht. 

Dieser Situation werde der Antrag der Koalitions-
fraktionen nicht gerecht. Die Fraktion BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN lehne diesen Antrag deshalb ab. Den 
Antrag der Fraktion der SPD finde sie in weiten Tei-
len zutreffend, wenngleich verschiedene Ansätze zu 
kurz kämen. Da der Antrag schon im September 
1995 eingebracht worden sei, entspräche er auch 
teilweise nicht mehr dem Stand der Debatte. Die 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN werde sich da-
her bei der Abstimmung über den Antrag der Frak-
tion der SPD der Stimme enthalten. In diesem Kon-
text sei für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
von zentraler Bedeutung, daß die Initiative einer 
multilateralen Entschuldung mit dem Ziel vorange-
trieben werden müsse, die Zahl der berechtigten 
Länder auszuweiten und eine schnellere Umsetzung 
zu erreichen. Bei der Bewe rtung der Schuldendienst-
fähigkeit solle von realistischeren Entwicklungspro-
gnosen ausgegangen werden, als dies bisher von 
seiten der Weltbank geschehe. Die Entschuldungs-
bedingungen des Pariser Clubs müßten im Sinne 
einer kohärenteren Strategie weiter entwickelt wer-
den, um die bei der Herbsttagung von IWF und Welt-
bank beschlossene Möglichkeit, bis zu 80% zu ent-
schulden, in bestimmten Bereichen so schnell wie 

möglich umzusetzen. Die Forderungen aus DDR-Alt-
schulden sollten schrittweise erlassen werden. Hier-
bei solle mit den LDC-Ländern begonnen werden, 
die vom Bürgerkrieg zerrüttet seien. 

Die Fraktion der F.D.P. schloß sich den Ausführun-
gen und den Anträgen der Fraktion der CDU/CSU 
an. Darüber hinaus beantragte sie zum Antrag der 
Koalitionsfraktionen zwei weitere Änderungen. In 
Abschnitt IV Nr. 1 des Antrags werde die Bundes-
regierung aufgefordert, sich an der Diskussion und 
Prüfung des von Weltbank und IWF gemeinsam vor-
gelegten Vorschlags für eine zusätzliche Initiative 
zur Unterstützung besonders hochverschuldeter är-
merer Länder konstruktiv zu beteiligen. Da dies be-
reits geschehen sei, mache es keinen Sinn, die Bun-
desregierung aufzufordern, das noch zu tun. Das 
gleiche gelte für Abschnitt IV Nr. 2. Auch der do rt 

 aufgestellten Forderung habe die Bundesregierung 
entsprochen. Beide Punkte sollten deshalb in Ab-
schnitt IV gestrichen und in Abschnitt II als Nr. 10 
und Nr. 11 hinzugefügt werden. 

Die Bundesregierung erklärte, der Antrag der Koali-
tionsfraktionen unterstütze die bisherige Politik der 
Bundesregierung zur Verschuldung der Entwick-
lungsländer. Die Vorbereitungsarbeiten zur Umset-
zung des anläßlich der Jahrestagung von Weltbank 
und IWF verabschiedeten Konzeptes seien inzwi-
schen vorangetrieben worden. Die Verabschiedung 
der HIPC-Initiative sei als wesentlicher Durchbruch 
zu werten. 

Der Antrag der Fraktion der SPD weiche in seinen 
Forderungen zwar nicht im Ansatz, aber in den ein-
zelnen vorgeschlagenen Maßnahmen zum Teil er-
heblich von der Position der Bundesregierung ab. 

In der anschließenden Abstimmung stimmte der 
Ausschuß dem Antrag der Koalitionsfraktionen in 
der Fassung der Änderungsanträge der Fraktionen 
der CDU/CSU und F.D.P. mit den Stimmen der Frak-
tionen der CDU/CSU und F.D.P. gegen die Stimmen 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der 
Gruppe der PDS bei Stimmenthaltung der Mitglieder 
der Fraktion der SPD zu. 

Der Antrag der Fraktion der SPD wurde mit der 
Mehrheit der Stimmen der Mitglieder der Fraktionen 
der CDU/CSU und F.D.P. bei Zustimmung der Mit-
glieder der Fraktion der SPD zu dem Antrag und 
bei Stimmenthaltung der Mitglieder der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Gruppe der 
PDS abgelehnt. 

Bonn, den 11. Dezember 1996 

Jochen Feilcke 

Berichterstatter 

Adelheid Tröscher 

Berichterstatterin 

Wolfgang Schmitt (Langenfeld) 

Berichterstatter 

Roland Kohn 

Berichterstatter 






